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Einleitung

Das neue Ausweisungsrecht als Titel der vorliegenden Arbeit bringt in we-
nigen Worten eine langjährige Entwicklung, gegenwärtige Problematiken
und zukunftsweisende Überlegungen zusammen. Hinter dem Begriff des
neuen Ausweisungsrechts stehen die §§ 53 – 55 AufenthG n.F. Die unge-
wöhnliche durchgängige Kennzeichnung der geltenden Vorschriften als
n.F.1 bringt optisch den Untersuchungszweck der vorliegenden Arbeit –
die Frage nach der Herkunft, dem Inhalt und der Zukunft des neuen Aus-
weisungsrechts – eingängig zum Ausdruck.

Bei dem neuen Ausweisungsrecht handelt es sich nämlich – gemessen an
der langjährigen Geschichte der Ausländergesetzgebung in Deutschland –
nach wie vor um ein sehr junges Normenpaket. Seine Grundstruktur er-
hielt es erst zum 01.01.2016. Im Laufe der Untersuchung wird sich zeigen,
dass es in besonderem Maße historisch geprägt ist. Die Tradition, aber
auch die Neuartigkeit der gegenwärtigen Strukturen erfordern daher in
speziellem Maße eine kenntliche Gegenüberstellung der neuen Fassung –
n.F. – gegenüber der Vorgängerfassung – a.F. –. Sollten dem 01.01.2016
nachfolgende Teilmodifizierungen des neuen Ausweisungsrechts aus-
nahmsweise gesondert angesprochen werden, werden diese in aller Deut-
lichkeit ausgewiesen.

Aus der Vogelperspektive unterteilt sich die vorliegende Arbeit in drei
große Teile. Der erste Teil entwickelt die Geschichte des Ausweisungsrechts
sowie die wesentlichen Grundlagenkenntnisse über die Ausweisung. Der
anschließende zweite Teil widmet sich der Darstellung der Strukturen und
Regelungsinhalte des neuen Ausweisungsrechts, also den §§ 53 – 55
AufenthG n.F. Er ist auch thematisch der Mittelpunkt der vorliegenden
Arbeit. Der dritte und damit letzte Teil beginnt mit einer Reformanalyse des
neuen Ausweisungsrechts, bevor darauf aufbauend die Zukunftsfähigkeit
des heutigen Ausweisungsrechts einer Bewertung zugeführt wird. Unbe-
nommen des mitunter fließenden Übergangs liegt der Arbeit damit ein
Dreiklang zugrunde bestehend aus der Vergangenheit, Gegenwart und Zu-
kunft des Ausweisungsrechts in Deutschland.

1 Im zweiten Kapitel des dritten Teils erfolgt aufgrund der Zukunftsperspektive die
Nutzung des Zusatzes i.d.g.F.
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Bei näherer Betrachtung ist der Gang der Untersuchung in den großen
Linien der folgende:

Der erste Teil wird sich der Klärung der Hintergründe und Grundlagen
des heutigen Ausweisungsrechts widmen.

Die Aufmerksamkeit ist zu Beginn darauf zu lenken, dass gegenwärtig
keine umfassende Aufarbeitung der Vorläufer des Ausweisungsrechts exis-
tiert, welche historische, rechtliche und politische Hintergründe vereint.2
Die Ausführungen des ersten Kapitels des ersten Teils wollen diese Lücke
schließen. Im Fokus wird das Aufzeigen möglicher Leitlinien (1. Kap., M.)
stehen. Es wird im Anschluss an den ersten Teil zu prüfen sein, ob die her-
ausgearbeiteten Leitlinien sich auch im neuen Ausweisungsrecht wiederfin-
den.

Bevor zu dieser Prüfung übergegangen werden kann, vermittelt das
zweite Kapitel des ersten Teils die wesentlichen rechtlichen Vorkenntnisse
für eine nähere Auseinandersetzung mit dem Ausweisungsrecht. Dazu
wird eine Konkretisierung des Untersuchungsobjekts, also der Auswei-
sung, vorgenommen. Ferner wird der normative Rahmen, wie er der nach-
stehenden Untersuchung zu Grunde gelegt wird, abgesteckt. In diesem
Sinne werden Fragen der Aufenthaltsbeendigung außerhalb der §§ 53 – 55
AufenthG n.F. in dieser Arbeit nicht berücksichtigt (2. Kap., A.).3

Anschließend wird die historische Analyse fortgesetzt werden. Das Au-
genmerk wird jetzt auf den Ereignissen liegen, welche nach einem durch-
aus langwierigen Prozess zur Neustrukturierung des Ausweisungsrechts
führten (2. Kap., B.). Im Zuge dessen wird eine rechtsdogmatische Erläute-
rung der abstrakten konventionsrechtlichen Vorgaben erfolgen, die in Zu-
sammenhang mit der Rechtsprechung des EGMR, BVerfG und BVerwG
schlussendlich den Impuls für eine Reform des Ausweisungsrechts gaben
(2. Kap., B.). Es schließt sich eine Klärung der verfassungsrechtlichen Vor-
gaben (2. Kap., C.) an. An dieser Stelle wird sich zeigen, dass Art. 2 I GG
wie auch die Rechtsprechung des BVerfG im Ausweisungsrecht Besonder-
heiten aufweisen, welchen auf den Grund zu gehen sein wird. Das zweite
Kapitel des ersten Teils schließt mit einer Begutachtung der Ausweisungs-
zahlen unter dem alten Ausweisungsrecht (2. Kap., D.) und bildet auf diese
Weise das Bindeglied zum neuen Ausweisungsrecht. So wird eine Auswer-
tung der neusten Ausweisungszahlen im weiteren Verlauf der Arbeit auch

2 Vgl. Reinecke, Grenzen der Freizügigkeit, S. 137.
3 Zu den weiteren Möglichkeiten der Aufenthaltsbeendigung statt vieler Hailbron-

ner, Asyl- und Ausländerrecht, Rn. 990 ff., 1141 ff. sowie Rn. 1469 ff.
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die Begutachtung des neuen Ausweisungsrechts abschließen (3. Teil, 1.
Kap., B. II. 7).

Es ist anzumerken, dass durchaus rechtswissenschaftliche Abhandlun-
gen, welche sich ausschließlich4 oder zumindest teilweise5 mit Fragen des
Ausweisungsrechts in Deutschland auseinandersetzen, existieren. Untersu-
chungsgegenstand ist hier allerdings stets eine alte Fassung, deren Struktur
spätestens zum 31.12.2015 außer Kraft trat. Aufgrund der derzeit sehr jun-
gen Konzeption des Ausweisungsrechts findet sich somit bisher kein
grundlegendes Werk zur wissenschaftliche Aufarbeitung der §§ 53 – 55
AufenthG n.F. Diese Lücke will der zweite Teil der vorliegenden Arbeit
schließen.

Der zweite Teil vertieft die einzelnen Anforderungen der neuen Rechtsla-
ge an eine Ausweisungsentscheidung. Hierbei werden die einzelnen Pro-
blembereiche identifiziert, wie sie der Neufassung zugrunde liegen. Sie
werden entsprechend ihrer Reihenfolge in § 53 AufenthG n.F. nacheinan-
der abgehandelt. Zu nennen sind insbesondere der Prüfungsaufbau des
§ 53 I AufenthG n.F., die Möglichkeit der Gefahrenindizierung, die Zuläs-
sigkeit der Generalprävention, der entscheidungserhebliche Zeitpunkt, der
Inhalt des Abwägungsprozesses einschließlich der konkreten Ausweisungs-
und Bleibeinteressen, die Frage nach ungeschriebenen Abwägungsinteres-
sen, die Feinsteuerung der Abwägung iSd § 53 II AufenthG n.F. sowie die
gesonderten Regeln zugunsten einiger gem. § 53 III sowie IV AufenthG
n.F. hervorgehobener Personengruppen. Am Ende des zweiten Teils wird
somit ein – weitgehend wertneutraler – Überblick über die neue Rechtsla-
ge bestehen.

Die Bewertung wird stattdessen vorrangig in einem dritten und letzten
Teil gebündelt werden. In seinem ersten Kapitel findet sich zu diesem
Zweck eine evaluationsähnliche Analyse ausgerichtet an den Reformzie-
len. Es wird zu zeigen sein, inwieweit die vom Gesetzgeber gesetzten Ziele
durch die Neufassung erreicht worden sind. Mit beachtet werden in die-
sem Zuge auch die dem 01.01.2016 bereits nachfolgenden Gesetzesände-
rungen. Die Analyse beschäftigt sich mit folgenden übergeordneten Fra-
gen:

4 Zuletzt Kießling, Die Abwehr terroristischer und extremistischer Gefahren durch
Ausweisung. Zuvor Beichel, Ausweisungsschutz und Verfassung; Kirkagac, Ver-
dachtsausweisungen im deutschen Rechtsstaat; Schuback, Die Ausweisung nach
dem Ausländergesetz in der Rechtsprechungskonzeption der Gerichte.

5 Etwa Bast, Aufenthaltsrecht und Migrationssteuerung; Klaus, Die Integration in
das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben; Thym, Migrationsver-
waltungsrecht.
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– Erfüllen die §§ 53 ff. AufenthG n.F. die primär anhand von Art. 8
EMRK entwickelten Anforderungen der Rechtsprechung?

– Führen die §§ 53 ff. AufenthG n.F. schneller zu Rechtssicherheit?
– Wurde durch die Neustrukturierung eine Verwaltungsentlastung er-

reicht?
– Inwieweit wurde das Ausweisungsrecht verschärft?
Innerhalb dieser Fragestellungen wird die Struktur des neuen Auswei-
sungsrechts zu ganz neuen Herausforderungen für das Verfassungs- und
Verwaltungsrecht führen. Darüber hinaus wird gezeigt werden, wie das
Verhältnis zwischen Ausweisungs- und Strafrecht ausgestaltet ist. An dieser
Stelle wird die aus dem US-amerikanischen Bereich stammende crimmigra-
tion-Debatte6 für das deutsche Ausweisungsrecht vertiefend geführt. Ferner
vervollständigt eine Untersuchung des integrativen Blickwinkels im Aus-
weisungsrecht der Vergangenheit und Gegenwart das Bild.

Das zweite Kapitel des dritten Teils stellt der Neufassung mögliche Rege-
lungsalternativen gegenüber. In der Sache wird es um Vorschläge gehen,
welche vor der Reform zum 01.01.2016 dargelegt wurden. Jene werden
dem tatsächlichen Reformergebnis wertend gegenüberstellt. Die zu unter-
suchenden Alternativen reichen von der Möglichkeit einer EU-Aufent-
haltsverordnung bis zu einer Modifizierung des 3-Stufen-Systems, wie es
im AufenthG vor dem 01.01.2016 bestand.

Damit bleibt zuletzt die eingangs aufgeworfene Frage in Erinnerung zu
rufen, welche diese Untersuchung durchweg prägt:

Woher kommt das neue Ausweisungsrecht, was macht es aus und inwieweit be-
steht noch Entwicklungspotential?

6 Dazu ausführlich im 3. Teil, 1. Kap., B. II. 4 b) bis d).
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